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Z e h n t e s  L a n d e s g e s e t z
zur Änderung des Polizei- und Ordnungsbehördengesetzes

Vom 25. Februar 2025

Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be-
schlossen:

Artikel 1

Das Polizei- und Ordnungsbehördengesetz in der Fassung 
vom 10. November 1993 (GVBl. S. 595), zuletzt geändert 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 20. Dezember 2024 (GVBl. 
S. 473), BS 2012-1, wird wie folgt geändert:

1.	 § 1 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 6 werden die Worte „Gewalt in engen so-

zialen Beziehungen“ durch die Worte „häuslicher Ge-
walt“ ersetzt.

b)	 Absatz 9 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 1 werden die Worte „Verhaltensweisen 

(Kriminalprävention)“ durch die Worte „oder 
bußgeldbewehrter Verhaltensweisen (Präventi-
on)“ ersetzt.

bb)	 In Satz 2 werden die Worte „kriminalpräventive 
Gremien“ durch die Worte „kommunale Präven-
tionsgremien“ ersetzt.

2.	 Dem § 6 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:
	 „Soweit Sachen in Verwahrung genommen werden, gel-

ten die §§ 23 bis 25 entsprechend.“

3.	 Folgender § 9 b wird eingefügt:
„ §  9  b 

E i n s a t z  t e c h n i s c h e r  M i t t e l 
g e g e n  u n b e m a n n t e  F a h r z e u g s y s t e m e

	 (1) Die Polizei kann zur Abwehr einer Gefahr, die von 
unbemannten Fahrzeugsystemen ausgeht, die an Land, 
in der Luft oder zu Wasser betrieben werden, geeignete 
technische Mittel gegen das System, dessen Steuerungs-
einheit oder Steuerungsverbindung einsetzen, soweit die 
Abwehr der Gefahr auf andere Weise aussichtslos oder 
wesentlich erschwert wäre.

	 (2) Für Maßnahmen nach Absatz 1 kann die Polizei tech-
nische Mittel zur Erkennung einer Gefahr einsetzen. Die 
dabei erhobenen Daten dürfen für einen anderen Zweck 
verwendet werden, soweit dies zur Verfolgung von Straf-
taten und Ordnungswidrigkeiten von erheblicher Bedeu-
tung notwendig ist.“

4.	 § 13 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 2 werden die Worte „Leib, Leben oder Frei-

heit“ durch die Worte „Leib, Leben, Freiheit oder die 
sexuelle Selbstbestimmung“ ersetzt.

b)	 In Absatz 4 Satz 1 werden die Worte „der Gewalt in 
engen sozialen Beziehungen“ durch die Worte „häus-
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Aufgrund des § 2 Abs. 4, des § 10 Abs. 1 Satz 2 und des § 24 
Abs. 1 und 2 des Landesgebührengesetzes vom 3. Dezem-
ber 1974 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
13. Juni 2017 (GVBl. S. 106), BS 2013-1, wird im Einverneh-
men mit dem Ministerium der Finanzen verordnet:

§  1 
K o s t e n p f l i c h t

(1) Die Landesplanungsbehörden erheben für die Durchfüh-
rung der Raumverträglichkeitsprüfung nach §§ 15 und 16 
Abs. 1 des Raumordnungsgesetzes (ROG) vom 22. Dezember 
2008 (BGBl. I S. 2986) in der jeweils geltenden Fassung, des 
Anzeigeverfahrens nach § 15 Abs. 4 Satz 2 bis 6 ROG, des 
Zielabweichungsverfahrens nach § 6 Abs. 2 ROG sowie § 8 
Abs. 3 und § 10 Abs. 6 des Landesplanungsgesetzes (LPlG) 
vom 10. April 2003 (GVBl. S. 41, BS 230-1) in der jeweils gel-
tenden Fassung und für sonstige Amtshandlungen nach dem 
Landesplanungsgesetz Gebühren und Auslagen.

(2) Die oberste Landesplanungsbehörde kann im Einzelfall 
Gebührenbefreiung oder Gebührenermäßigung sowie Aus-
lagenbefreiung oder Auslagenermäßigung anordnen, wenn 
die Durchführung der Raumverträglichkeitsprüfung oder der 
sonstigen Verfahren sowie der Amtshandlungen nach Ab-
satz 1 ausschließlich im öffentlichen Interesse liegt.

§  2 
G e b ü h r e n

(1) Die Gebühr bemisst sich nach einem Vomhundertsatz der 
Herstellungskosten für das der Raumverträglichkeitsprüfung 
und den sonstigen Verfahren nach § 1 Abs. 1 zugrundeliegen-
de Vorhaben.

(2) Die Gebühr für die Durchführung einer Raumverträglich-
keitsprüfung (§§ 15 und 16 Abs. 1 ROG) beträgt bei Herstel-
lungskosten

bis 1 000 000,00 EUR 1,000 v. H.,
mindestens jedoch

2 000,00 EUR
und erhöht sich aus dem Mehrbetrag
von mehr als 1 000 000,00 EUR

bis 2 500 000,00 EUR um weitere 0,100 v. H.,
von mehr als 2 500 000,00 EUR

bis 5 000 000,00 EUR um weitere 0,050 v. H.,
von mehr als 5 000 000,00 EUR

bis 10 000 000,00 EUR um weitere 0,025 v. H.
und über 10 000 000,00 EUR um weitere 0,010 v. H.

Erfolgt nach Beendigung der Auslegung eine Erörterung oder 
eine Anhörung der Öffentlichkeit (§ 17 Abs. 7 Satz 5 LPlG), 
so erhöht sich die Gebühr nach Satz 1 um 2 500,00 EUR 
für den ersten sowie 1 800,00 EUR je weiteren Sitzungstag. 
Die Gebühr für die Überprüfung eines raumordnerischen 
Entscheids (§ 17 Abs. 10 Satz 3 LPlG) beträgt 30 v. H. der 
ursprünglich nach den Sätzen 1 und 2 festgesetzten Gebühr.

(3) Die Gebühr für die Durchführung eines Anzeigeverfah-
rens ohne nachfolgende Einleitung einer Raumverträglich-

keitsprüfung (§ 15 Abs. 4 Satz 2 bis 6 ROG) beträgt 10 v. H. 
der Gebühr nach Absatz 2 Satz 1.

(4) Die Gebühr für die Durchführung eines Zielabweichungs-
verfahrens (§ 6 Abs. 2 ROG, § 8 Abs. 3 und § 10 Abs. 6 LPlG) 
beträgt bei Herstellungskosten

bis 1 000 000,00 EUR 0,250 v. H.,
mindestens jedoch

1 000,00 EUR
und erhöht sich aus dem Mehrbetrag
von mehr als 1 000 000,00 EUR

bis 10 000 000,00 EUR um weitere 0,100 v. H.
und über 10 000 000,00 EUR um weitere 0,085 v. H.

Bei Verbindung mit einer Raumverträglichkeitsprüfung (§ 17 
Abs. 9 LPlG) kann für das Zielabweichungsverfahren eine 
Ermäßigung der Gebühr nach Satz 1 von bis zu 70 v. H. ge-
währt werden.

(5) Endet eine Raumverträglichkeitsprüfung ohne Übermitt-
lung einer gutachterlichen Stellungnahme (§ 15 Abs. 1 Satz 3 
bis 5 ROG) oder wird die Raumverträglichkeitsprüfung oder 
ein sonstiges Verfahren nach § 1 Abs. 1 vor dessen Beendi-
gung aus dem Vorhabenträger zuzurechnenden Gründen 
eingestellt, so kann dem Bearbeitungsstand entsprechend eine 
Ermäßigung der vorgesehenen Gebühr nach den Absätzen 2 
bis 4 von bis zu 90 v. H. gewährt werden.

(6) Für sonstige Amtshandlungen mit einem Zeitaufwand 
von mehr als einer Arbeitshalbstunde, die nicht unter die Ab-
sätze 2 bis 5 fallen, erfolgt eine Abrechnung nach dem Zeit-
aufwand entsprechend § 2 der Landesverordnung über die 
Gebühren für Amtshandlungen allgemeiner Art (Allgemei-
nes Gebührenverzeichnis) vom 8. November 2007 (GVBl. 
S. 277, BS 2013-1-1) in der jeweils geltenden Fassung.

§  3 
A u s l a g e n

(1) Die in § 10 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 und 5 des Landesgebüh-
rengesetzes (LGebG) vom 3. Dezember 1974 (GVBl. S. 578, 
BS 2013-1) in der jeweils geltenden Fassung aufgeführten 
Auslagen und die Kosten für die Bereitstellung von Räumen 
nach § 10 Abs. 1 Satz 3 Nr. 6 LGebG sind zu erstatten; die 
übrigen in § 10 Abs. 1 Satz 3 LGebG aufgeführten Auslagen 
und die sonstigen Auslagen sind in die Gebühren nach § 2 
einbezogen.

(2) Neben den nach dieser Verordnung zu erhebenden Ge-
bühren und Auslagen werden als Auslagen die Gebühren und 
Auslagen für die Mitwirkung anderer Behörden zusätzlich 
erhoben. Die Gebühren und Auslagen der mitwirkenden Be-
hörde bestimmen sich nach den für die mitwirkende Behörde 
geltenden gebührenrechtlichen Vorschriften.

§  4 
Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g

Für Raumverträglichkeitsprüfungen und sonstige Verfahren 
und Amtshandlungen nach § 1 Abs. 1, die bei Inkrafttreten 
dieser Verordnung beantragt oder eingeleitet sind, werden 

L a n d e s v e r o r d n u n g
über die Gebühren für Amtshandlungen nach dem Landesplanungsgesetz

(Besonderes Gebührenverzeichnis)
Vom 18. Februar 2025
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Gebühren und Auslagen nach dem bisher geltenden Recht 
erhoben.

§  5 
I n k r a f t t r e t e n

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung 

in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt, vorbehaltlich der Regelung in § 4 
Abs. 1, die Landesverordnung über die Gebühren für Amts-
handlungen nach dem Landesplanungsgesetz (Besonderes 
Gebührenverzeichnis) vom 16. April 2005 (GVBl. S. 138, BS 
2013-1-24), außer Kraft.

Mainz, den 18. Februar 2025 
Der Minister des Innern und für Sport 

M. E b l i n g
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